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VORSCHLAG FÜR EINEN BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

über den Antrag auf Verteidigung der Immunität und der Vorrechte von Andrzej 
Pęczak, ehemaliges Mitglied des Europäischen Parlaments
(2005/2128(IMM))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den von Andrzej Pęczak vorgelegten und am 25. Mai 2005 im Plenum 
bekannt gegebenen Antrag auf Verteidigung seiner Immunität im Zusammenhang mit 
dem am 18. April 2005 vom Bezirksgericht in Łódź (Polen) gegen ihn eingeleiteten 
Strafverfahren,

– gestützt auf Artikel 8, 9 und 10 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der 
Europäischen Gemeinschaften vom 8. April 1965 sowie auf Artikel 6 Absatz 2 des Aktes 
vom 20. September 1976 zur Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der 
Abgeordneten des Europäischen Parlaments,

– in Kenntnis der Urteile des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften vom 12. Mai 
1964 und vom 10. Juli 19861,

– gestützt auf Artikel 6 Absatz 3 und Artikel 7 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Rechtsausschusses (A6-0330/2005),

A. in der Erwägung, dass Andrzej Pęczak am 23. September 2001 in das polnische Parlament 
(Sejm) gewählt wurde; in der Erwägung, dass er nach der Unterzeichnung des 
Beitrittsvertrags am 16. April 2003 Beobachter wurde; in der Erwägung, dass er vom 
1. Mai 2004 bis 19. Juli 2004 Mitglied des Europäischen Parlaments war; in der 
Erwägung, dass sein Mandat im polnischen Parlament am 19. Oktober 2005 endete,

B. in der Erwägung, dass Andrzej Pęczak sich darüber beschwert, dass die polnische 
Staatsanwaltschaft durch ihr Verfahren gegen geltendes Recht verstoßen habe, und 
darüber, dass die Beschlüsse des Bezirksgerichts über seine Festnahme und Haft sowie die 
darauf folgenden Verlängerungen seiner Untersuchungshaft politisch motiviert gewesen 
seien, 

C. in der Erwägung, dass Andrzej Pęczak sich darüber beschwert, dass das gegen ihn 
eingeleitete Strafverfahren einen Verstoß gegen die Unschuldsvermutung darstelle, und 
dass die Umstände seiner Festnahme und Haft seine Fähigkeit, sich zu verteidigen, 
einschränken,

D. in der Erwägung, dass Andrzej Pęczak sich darüber beschwert, dass das Verfahren, im 
Rahmen dessen der Sejm seine Immunität aufhob, „rechtlich unwirksam“ sei und auf 

1 Vgl. Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofs 1964, S. 195, Rechtssache 101/63 (Wagner/Fohrmann 
und Krier) sowie Sammlung 1986, S. 2391, Rechtssache 149/85 (Wybot/Faure).
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Veröffentlichungen in den Medien basiere; in der Erwägung, dass seine an verschiedene 
Personen (wie etwa den Bürgerbeauftragten) gerichteten Ersuchen, sich für ihn zu 
verwenden, wirkungslos geblieben sind,

E. in der Erwägung, dass Andrzej Pęczak auf der Grundlage der vorliegenden Erkenntnisse 
im Hinblick auf keine der dem Präsidenten des Europäischen Parlaments zur Kenntnis 
gebrachten Forderungen durch die parlamentarische Immunität geschützt ist,

1. beschließt, die Immunität und Vorrechte von Andrzej Pęczak nicht zu verteidigen.
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BEGRÜNDUNG

I. Sachverhalt

1. Andrzej Pęczak wurde am 23. September 2001 von der Liste der Sojusz Lewicy 
Demokratycznej (Bündnis der Demokratischen Linken - SLD) zum Mitglied des polnischen 
Parlaments (Sejm) gewählt. Nach der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags am 16. April 2003 
wurde Herr Pęczak vom Sejm als Beobachter zum Europäischen Parlament entsandt und war 
vom 1. Mai 2004 bis zum 19. Juli 2004, somit also auch zum Zeitpunkt der ersten Sitzung des 
neu gewählten Parlaments im Juni 2004, Mitglied des Europäischen Parlaments. Von da an 
war er bis zum 19. Oktober 2005, als die erste Sitzung des neu gewählten Sejm stattfand, 
Mitglied des polnischen Parlaments.

Am 22. Oktober 2004 beantragte der leitende Staatsanwalt in Łódź die Aufhebung der 
Immunität von Herrn Pęczak, und der Antrag wurde dem Sejm am 27. Oktober 2004 vom 
Generalstaatsanwalt übermittelt. Das polnische Parlament beschloss am 19. November 2004, 
der Festnahme von Herrn Pęczak zuzustimmen, nachdem das Strafverfahren vor dem 
Bezirksgericht in Łódź gegen ihn eingeleitet worden war.

2. Laut dem Schreiben von Herrn Pęczak hat die polnische Staatsanwaltschaft gegen 
geltendes Recht verstoßen, indem sie den ersten Antrag auf Aufhebung seiner Immunität im 
Juni 2004 lediglich an den Präsidenten des Sejm (Sejmmarschall) und nicht auch an das 
Europäische Parlament übermittelte. Dieses Ersuchen blieb wirkungslos.

Ferner ist Herr Pęczak der Auffassung, dass “der Staatsanwalt nicht das Recht hatte, die 
Genehmigung [seiner] Untersuchungshaft zu beantragen, da eine solche Maßnahme nach 
polnischem Recht ausschließlich vom zuständigen Gericht entschieden werden kann“. Was 
die Beschlüsse des Bezirksgerichts über seine Festnahme und Haft sowie die anschließenden 
Verlängerungen seiner Untersuchungshaft betrifft, so beschwert er sich über den politisch 
motivierten Einfluss der Staatsanwaltschaft auf das Gericht, was zu einer Verletzung der 
Unschuldsvermutung geführt habe.

Herr Pęczak behauptet ferner, dass die Bedingungen seiner Festnahme und Haft vorsätzlich 
seine Fähigkeit, sich selbst zu verteidigen, einschränken würden, und dass sein Fall 
(zweimonatige Wartezeit auf einen medizinisch notwendigen Bluttest) die Grundrechte der 
polnischen Bürger generell in Frage stelle.

Schließlich behauptet er, keine Kenntnis von den Gründen für die Verlängerung seiner Haft 
zu haben, da die Staatsanwaltschaft ihren Antrag auf Verlängerung seiner Haft mit der 
„sicheren Absicht, neue Tatvorwürfe vorzulegen“, begründete. Herr Pęczak hat dem 
Europäischen Parlament die gegen ihn vorgebrachten Tatvorwürfe nicht mitgeteilt und 
erwähnte lediglich ganz allgemein, dass er während des Wahlkampfes1 ostentativ für 
Prinzipientreue im Kampf gegen die Korruption eingetreten sei.

1 Die Parlamentswahlen in Polen fanden am 25. September 2005 und die Präsidentschaftswahlen am 9. Oktober 
2005 statt.
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3. Herr Pęczak behauptet, dass das vereinfachte Verfahren, mit dem der Sejm seine 
Immunität aufhob, „rechtlich unwirksam“ sei. Ferner vertritt er die Auffassung, dass der 
Beschluss durch die „öffentliche Verurteilung“ beeinflusst gewesen sei, die aufgrund der von 
den Massenmedien veröffentlichten „untauglichen Beweise“ aus den Ermittlungen erfolgt sei.

Herr Pęczak unterstreicht, dass die Genehmigung seiner Festnahme und Haft durch das 
Bezirksgericht unrechtmäßig sei, weil der Beschluss des Sejm nicht in dem Antrag des 
Staatsanwaltes an das Bezirksgericht enthalten gewesen sei. Er beschwert sich ebenfalls über 
den Beschluss des Regionalgerichts, die Entscheidung aufrecht zu erhalten, obwohl es 
feststellte, dass die Staatsanwaltschaft die erforderlichen Dokumente erst 33 Tage nach der 
Festnahme vorgelegt hatte.

Schließlich weist er nachdrücklich darauf hin, dass weder die Tatsache, dass Persönlichkeiten 
des öffentlichen Lebens (in dem Schreiben sind keine Namen genannt) sich für ihn verbürgt 
hätten, noch die an den Sejmmarschall und an den Bürgerbeauftragten gerichteten Schreiben 
in seiner Angelegenheit Wirkung gezeigt hätten.

Abschließend ersucht Herr Pęczak um Verteidigung seiner parlamentarischen Immunität, um 
nicht verfolgt werden zu können. Andernfalls, so seine Behauptung, könne er nicht “[sein] 
Recht auf die Unschuldsvermutung ausüben“ und sich in dem Strafverfahren nicht selbst 
verteidigen. 

II. Verfahren

1. Die einschlägigen Bestimmungen der Geschäftsordnung sind Artikel 6 und 6a, 
insbesondere Artikel 6 Absätze 1 und 3:

1. Bei der Wahrnehmung seiner Befugnisse hinsichtlich der Vorrechte und Immunitäten 
ist es vorrangiges Ziel des Parlaments, seine Integrität als demokratische 
gesetzgebende Versammlung zu wahren und die Unabhängigkeit seiner Mitglieder bei 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben sicherzustellen.

3. Jeder an den Präsidenten gerichtete Antrag eines Mitglieds oder eines ehemaligen 
Mitglieds auf Verteidigung von Immunität und Vorrechten wird dem Plenum mitgeteilt 
und an den zuständigen Ausschuss überwiesen.

2. Da der Präsident des Parlaments der Überzeugung war, dass Andrzej Pęczak das 
Verfahren zur Verteidigung seiner Immunität gemäß den vorerwähnten Artikeln der 
Geschäftsordnung eingeleitet hatte, wurde der Antrag dem Plenum mitgeteilt.

3. Die förmlichen Anforderungen wurden somit erfüllt, so dass der Fall an den 
Rechtsausschuss überwiesen werden konnte.

III. Anwendbare Vorschriften
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1. Artikel 8, 9 und 10 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der 
Europäischen Gemeinschaften (PVB)1

Diese Artikel lauten folgendermaßen:

Artikel 8:

Die Reise der Mitglieder des Europäischen Parlaments zum und vom Tagungsort des 
Europäischen Parlaments unterliegt keinen verwaltungsmäßigen oder sonstigen 
Beschränkungen.

Die Mitglieder des Europäischen Parlaments erhalten bei der Zollabfertigung und 
Devisenkontrolle 

a) seitens ihrer eigenen Regierung dieselben Erleichterungen wie hohe 
Beamte, die sich in offiziellem Auftrag vorübergehend ins Ausland 
begeben;

b) seitens der Regierungen der anderen Mitgliedstaaten dieselben 
Erleichterungen wie ausländische Regierungsvertreter mit 
vorübergehendem offiziellem Auftrag.

Artikel 9:

Wegen einer in Ausübung ihres Amtes erfolgten Äußerung oder Abstimmung dürfen 
Mitglieder des Europäischen Parlaments weder in ein Ermittlungsverfahren 
verwickelt noch festgenommen oder verfolgt werden.

Artikel 10:

Während der Dauer der Sitzungsperiode des Europäischen Parlaments

a) steht seinen Mitgliedern im Hoheitsgebiet ihres eigenen Staates die den 
Parlamentsmitgliedern zuerkannte Unverletzlichkeit zu;

b) können seine Mitglieder im Hoheitsgebiet jedes anderen Mitgliedstaats 
weder festgehalten noch gerichtlich verfolgt werden.

Die Unverletzlichkeit besteht auch während der Reise zum und vom Tagungsort des 
Europäischen Parlaments.

Bei Ergreifung auf frischer Tat kann die Unverletzlichkeit nicht geltend gemacht 
werden; sie steht auch nicht der Befugnis des Europäischen Parlaments entgegen, die 
Unverletzlichkeit eines seiner Mitglieder aufzuheben.

1 Die den ursprünglichen Verträgen beigefügten Protokolle sind Teil des primären Gemeinschaftsrechts und 
haben den gleichen rechtlichen Wert wie die Verträge selbst. Aus einer Rechtssache, die die Immobiliensteuer 
für Beamte der Gemeinschaften betraf, ergibt sich, dass ein Verstoß gegen die Bestimmungen des Protokolls 
über die Vorrechte und Befreiungen einen Verstoß gegen die sich aus den Verträgen ergebenden Pflichten 
darstellt (Urteil vom 24. Februar 1988, Kommission gegen Belgien, Rechtssache 260/86, Slg. 966). 966).
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2. Zur Bewertung einer möglichen Verletzung der PVB ist es zweckmäßig, sich zwei 
relevante Fakten in Erinnerung zu rufen:

a) Es lässt sich nicht sagen, dass sich die gegen Herrn Pęczak vorgebrachten 
Tatvorwürfe, die seiner Festnahme und Untersuchungshaft zugrunde liegen, auf 
Meinungsäußerungen und Abstimmungen in Ausübung seines Mandats als Mitglied 
des Europäischen Parlaments (Mai - Juli 2004) beziehen. Herr Pęczak behauptet dies 
nicht in seinem Schreiben. Die vorliegenden Informationen deuten darauf hin, dass das 
Verfahren Korruptionspraktiken vor seiner Zeit als Mitglied im Europäischen 
Parlament betrifft. Mehreren Medienberichten zufolge wird Herrn Pęczak 
vorgeworfen, im April 2004 bis zu 500 000 PLN (umgerechnet 125 000 €, die den 
Wert eines ihm zur Verfügung gestellten luxuriösen Mercedes darstellen) für einige 
arrangierte Geschäftsabschlüsse im Zuge der Privatisierung des polnischen 
Energiesektors erhalten zu haben.

b) Die polnische Regierung (Sejm) beschloss am 19. November 2004, die Immunität 
von Herrn Pęczak aufzuheben und reagierte damit auf einen Antrag der 
Staatsanwaltschaft vom 22. Oktober 2004, der dem Sejm am 27. Oktober zugeleitet 
wurde. Zu diesem Zeitpunkt war Herr Pęczak kein Mitglied des Europäischen 
Parlaments.

3. Es ist zweckmäßig, Überlegungen darüber anzustellen, wie die oben genannten Fakten 
und Anschuldigungen mit den in Kapitel III, Artikel 8 bis 10 Buchstabe b des PVB 
garantierten Vorrechten und Befreiungen in Zusammenhang gebracht werden können. 

1) Artikel 8 erster Absatz gewährt den Mitgliedern des Europäischen Parlaments das 
Vorrecht, sich bei der Reise zum und vom Tagungsort des Europäischen Parlaments 
(im Hinblick auf die Zollabfertigung und Devisenkontrolle) frei bewegen zu können. 
Dieser Schutz ist den Mitgliedern nur während der Dauer ihres Mandates und nicht im 
Anschluss daran garantiert. Dieses Vorrecht wird in dem Schreiben von Herrn Pęczak 
nicht eingefordert, und es ist in jedem Fall eindeutig nicht anwendbar.

2) Artikel 9 gewährleistet die Unverletzlichkeit der Mitglieder in Bezug auf eine in 
Ausübung ihres Amtes erfolgte Äußerung oder Abstimmung.  Dieser Schutz geht zwar 
über die Dauer des Mandats hinaus, bleibt jedoch innerhalb des klar beschränkten 
Geltungsbereichs dieses Artikels.  Geschützt werden die Äußerungen oder 
Abstimmungen der Mitglieder im Parlament, auch wenn diese nicht physisch im 
Parlament anwesend sind, jedoch immer, wenn sie in jeder Hinsicht als Mitglieder des 
Europäischen Parlaments handeln. Herr Pęczak bezieht sich nicht auf eine der 
angegebenen Bereiche der geschützten Tätigkeit, wenngleich er einige Dokumente 
seiner parlamentarischen Arbeit im Sejm und in der NATO-Versammlung erwähnt, 
die von der Staatsanwaltschaft als Beweismittel beschlagnahmt wurden.
Artikel 9 findet daher keine Anwendung auf Herrn Pęczak.

3) Artikel 10 sieht Folgendes vor: Während der Dauer der Sitzungsperiode des 
Europäischen Parlaments  a) steht seinen Mitgliedern im Hoheitsgebiet ihres eigenen 
Staates die den Parlamentsmitgliedern zuerkannte Unverletzlichkeit zu.
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Sieht man von der Bezugnahme von Herrn Pęczak auf den Antrag des Staatsanwalts 
vom Juni 2004 ab, so lässt sich eindeutig feststellen, dass das Strafverfahren gegen ihn 
in Polen durchgeführt wurde, nachdem er Mitglied des Europäischen Parlaments war. 
Ferner hob das polnische Parlament (dessen Mitglied er seit 1997 war und in das er im 
Jahre 2001 für ein zweites Mandat gewählt wurde) seine nationale parlamentarische 
Immunität im Einklang mit (Artikel 105 Absatz 1) der polnischen Verfassung und 
seiner Geschäftsordnung auf.  Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Verfahrens vor dem 
Bezirksgericht sollten von der polnischen Justiz mit den verfügbaren Rechtsmitteln 
ausgeräumt werden. Sie liegen in jedem Fall jenseits des möglichen 
Handlungsspielraums des Europäischen Parlaments.

Herr Pęczak behauptet, dass die gegen ihn erhobenen Tatvorwürfe politisch motiviert 
seien (fumus persecutionis). Da er nicht mehr Mitglied des Europäischen Parlaments 
ist, können seine Einlassungen über seine politisch motivierte Verfolgung nicht vom 
Rechtsausschuss geprüft werden. Es obliegt den polnischen Gerichten, diese zu 
bewerten und schließlich ein diesbezügliches Urteil zu fällen.

Darüber hinaus ist es schwer vorstellbar, dass Artikel 10 auf ehemalige Mitglieder des 
Europäischen Parlaments Anwendung findet. Für derartige Umstände gibt es keine 
Rechsprechung. Endet das Mandat eines Mitglieds des Europäischen Parlaments, so ist 
es möglich, dass das Mitglied vor einem Angriff aufgrund einer Äußerung oder einer 
Abstimmung im Parlament verteidigt werden muss (Fälle dieser Art werden durch 
Artikel 6 Absatz 3 geregelt), aber es ist schwierig, den Schutz über Artikel 9 des 
Protokolls hinaus auszudehnen. Artikel 8 und 10 sind wohl durch die Rechtsprechung 
des Gerichtshofs und durch die ständige Praxis des Rechtsausschusses auf aktive 
Mitglieder des Parlaments während der Plenartagungen beschränkt.

IV. Schlussfolgerung

Aufgrund der vorstehenden Erwägungen empfiehlt der Rechtsausschuss dem Europäischen 
Parlament gemäß Artikel 6 Absatz 3 seiner Geschäftsordnung nach Prüfung der für und gegen 
die Verteidigung der Immunität sprechenden Gründe, die parlamentarische Immunität von 
Andrzej Pęczak nicht zu verteidigen.
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